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GemalR § 42 Abs. 1 und 6 des StROG 2010 ist die 6rtliche Raumordnung nach Rechtswirk-
samkeit des ortlichen Entwicklungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes und der Bebau-
ungsplane nach Maligabe der raumlichen Entwicklung fortzufihren.

Eine Anderung des ortlichen Entwicklungskonzeptes, des Flichenwidmungsplanes und der
Bebauungspldne ist gemaR § 42 Abs 8 StROG 2010 jedenfalls dann vorzunehmen, wenn dies
z.B. durch eine wesentliche Anderung der Planungsvoraussetzungen oder zur Abwehr
schwerwiegender volkswirtschaftlicher Nachteile erforderlich ist.

Der 3.0 Flachenwidmungsplan 2002 wurde am 4.7., 7.11. und 12.12.2002 vom Gemeinderat
der Landeshauptstadt Graz beschlossen und ist seit 17.1.2003 rechtswirksam.



Bisher wurden vom Gemeinderat folgende Anderungen des 3.0 FLWPL 2002 beschlossen:

Verfahren Nr. |Anzahl der |1. GR-Beschluss 2. GR-Beschluss rechtswirksam
Anderungen | (Entwurfsauflage) |(endgiiltige Fassung)
3.01 Hodlmayr |1 03.10 2002 19.12.2002 15.8.2003
3.02 1 19.12.2002 03.07.2003 23.01.2004
GAK -Andritz
3.03 2 16.10.2003 15.01.2004 26.02.2004
AVL + IKEA
3.04 16 16.9.2004 17.02.2005 21.07.2005
30.03.2006 01.06.2006 Pkte. 7+11
3.05 6 02.12.2004 17.03.,13.05.und 21.07.2005
07.07.2005 01.06.2006 Pkt. 2
3.06 Generelle 07.07.2005 10.11.2005 01.06.2006
Anpassung
3.07 Muster- 1 07.07.2005 10.11.2005 12.05.2006
land
3.08 Hochwas- |allgemein 10.11.2005 24.05.2007 29.12.2007
ser
3.09 7 16.02.2006 29.06.2006 01.02.2007
3.10 Pkte.1-6 |7 29.06.2006 (7 19.10.2006 (6 von 7) | 01.03.2007
von7)
3.10 Pkt 7. -ECE |1 29.06.2006 16.11.2006 (Pkt 7.) [12.07.2007
3.11 19.10.2006 28.06.2007 29.11.2007
3. Stidgdirtel
3.12 15 19.04.2007 19.09. 2007 29.12.2007
3.13 3 28.06.2007 15.11.2007 24.05.2008
3.14 3 19.09.2007 08.05.2008 30.10.2008
3.15 15 11.02.2009 26. 06. 2009 3.12.2009
3.16 11 25.02.2010 24.06.2010 01.04.2011
3.17 Kig im 1 25.03.2010 24.06.2010 07.07.2010
Augarten
3.18 13 20.01.2011 09.06.2011 11.8.und 01.12.2011
3.19 Hahnhof 1 05.07.2012 08.11.2012 04.04.2013
3.20 > mit 12 08.11.2012 28.02.2013 seit 6.3.2013 beim

Reininghaus

Land zur Genehmigung




Seit Rechtswirksamkeit des 3.0 Flachenwidmungsplanes 2002 der Landeshauptstadt Graz am
17. Janner 2003 langten im Stadtplanungsamt 1238 Planungsinteressen bzw. Anderungs-
wiinsche fiir eine punktuelle Anderung des Planwerkes ein.

Der nunmehr zur Anderung vorgesehenen Fille wurden auf jene Kriterien hin iberpriift, die
eine vorgezogene Anderung des Flichenwidmungsplanes gemiR den Bestimmungen des
§ 42 Abs 8 Stmk ROG 2010 rechtfertigen.

Es ist beabsichtigt, den 3.0 Flachenwidmungsplan 2002 der Landeshauptstadt Graz in der
Fassung 3.20 in 10 Punkten, gemaR der Verordnung, der zeichnerischen Darstellung und des
Erlduterungsberichtes zu dndern. Die Anderungen stehen mit dem Entwicklungsplan und
dem Wortlaut des vom Gemeinderat am 14. Juni 2012 und 28.2.2013 beschlossenen 4.0
Stadtentwicklungskonzeptes und dem Regionalen Entwicklungsprogramm fiir Graz — Graz-
Umgebung (REPRO G-GU) in Einklang. Fiir das Verfahren kénnen die Bestimmungen gemal §
39 StmkROG 2010 (vereinfachtes Verfahren) zur Anwendung gelangen, soferne bis zum Be-
ginn der Entwurfsauflage (30.5.2013) der Genehmigungsbescheid des Landes Steiermark
zum 4.0 Stadtentwicklungskonzept vorliegt.

Fir alle Anderungen eines Flichenwidmungsplanes, die nicht in der Erlassung eines Revisi-
onsplanes bestehen und im Rahmen eines von der Landesregierung genehmigten ortlichen
Entwicklungskonzeptes (4.0 STEK) erfolgen gelten die Verfahrensbestimmungen gem. § 38
Abs 1 bis 8 StmkROG2010 mit der Maligabe, dass die Flachenwidmungsplananderung nach
dem endgiiltigen Beschluss des Gemeinderates kundzumachen und eine Ausfertigung der
Kundmachung der Landesregierung zu Gbermitteln ist. Gemal § 39 Abs 2 leg.cit. kann die
Landesregierung jedoch im Zuge des Auflageverfahrens verlangen, dass die Flachenwid-
mungsplananderung dem Genehmigungsvorbehalt unterliegt.

Im & 38 Abs 1 StROG 2010 ist festgelegt, dass die Auflage des Anderungsentwurfes vom Ge-
meinderat zu beschlieRen und dass der Entwurf durch mindestens 8 Wochen zur allgemei-
nen Einsicht aufzulegen ist. Innerhalb der Auflagefrist konnen Einwendungen schriftlich und
begriindet bekannt gegeben werden.

Die Absicht, den 3.0 Flachenwidmungsplan 2002 der Landeshauptstadt Graz 2002

idF 3.20 zu andern, wird gemal’ § 101 des Statutes der Landeshauptstadt Graz 1967 im
Amtsblatt der Landeshauptstadt Graz vom 29. Mai 2013 kundgemacht. Die Kundmachung
ergeht weiters an die Stellen und Institutionen gemaR § 38 Abs. 3 StROG 2010 bzw. der Ver-
ordnung der Stmk. Landesregierung vom 16.10.1989, in der die Bundes- und Landesdienst-
stellen und weitere Kérperschaften 6ffentlichen Rechtes gem. § 38 Abs. 3 lit 8 StROG 2010
festgelegt sind sowie an die Bezirksvorstehung der Bezirke Il. St. Leonhard, IV. Lend,

V. Gries, VII. Liebenau, XVI. StralRgang.



In der Kundmachung sind die von der Anderung erfassten Flichen beschrieben und gra-
phisch dargestellt. Weiters ergeht die Information, dass der Entwurf des 3.21 Flachenwid-
mungsplanes — 21. Anderung 2013 in der Zeit vom

30. Mai 2013 bis 26. Juli 2013

wahrend der Amtsstunden zur allgemeinen Einsicht im Stadtplanungsamt aufliegt, dass in-
nerhalb der Auflagefrist Einwendungen schriftlich und begriindet bekannt gegeben werden
kénnen und zu den Parteienverkehrszeiten, Dienstag und Freitag von 8:00 bis 12:00 Uhr,
eine Auskunfts- und Beratungstatigkeit angeboten wird.

Der Ausschuss fur Stadt- und Grinraumplanung stellt den
Antrag

Der Gemeinderat moge beschlielRen:

1. Die Absicht den 3.0 Flachenwidmungsplan 2002 in der Fassung 3.20 in dem in der Ver-
ordnung, der plangraphischen Darstellung und dem Erlduterungsbericht angegebenen
10 Punkten zu dndern,

2. den Entwurf zum 3.21 Flichenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz —21. Anderung
2013 im Amtsblatt vom 29. Mai 2013 kundzumachen und im Stadtplanungsamt wahrend
der Amtsstunden in der Zeit vom 30. Mai 2013 bis 26. Juli 2013 zur allgemeinen Einsicht
offentlich aufzulegen.

Der Bearbeiter: Der Abteilungsvorstand:

(DI Josef Rogl) (DI Bernhard Inninger)

Der Stadtbaudirektor: Der Biirgermeister als
Stadtsenatsreferent:

(Mag. DI Bertram Werle) (Mag. Siegfried Nagl)



Vorberaten und einstimmig/mehrheitlich/mit............ Stimmen angenommen / abgelehnt / unter-
brochen in der Sitzung des Ausschusses fur Stadt- und Grinraumplanung

Die SchriftfUhrerin Der/ Die Vorsitzende:

Der Antrag wurde in der heutigen [ oOffentlichen 0 nicht 6ffentlichen Gemeinderatssitzung

[0 bei Anwesenheit von ...... Gemeinderatinnen
] einstimmig 0 mehrheitlich (mit ...... Stimmen /...... Gegenstimmen) angenommen.

[1 Beschlussdetails siehe Beiblatt

Graz, am ...eeeeeeeneens Der/die Schriftfihrerin:
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3.21 FLACHENWIDMUNGSPLAN 2002
DER LANDESHAUPTSTADT GRAZ

21. ANDERUNG 2013 Graz 16.05.2013
Dok: 3.21-ErIB-Entwurf

ERLAUTERUNGSBERICHT

GemaR § 42 Abs. 1 und 6 des StROG 2010 ist die ortliche Raumordnung nach Rechtswirksamkeit
des ortlichen Entwicklungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes und der Bebauungsplane
nach MaRgabe der raumlichen Entwicklung fortzufiihren. Eine Anderung des ortlichen Entwick-
lungskonzeptes, des Flachenwidmungsplanes und der Bebauungsplane ist jedenfalls dann vor-
zunehmen, wenn dies z.B.: durch eine wesentliche Anderung der Planungsvoraussetzungen
oder zur Abwehr schwer wiegender volkswirtschaftlicher Nachteile erforderlich ist.

Die beabsichtigte Anderung erfiillt jene Voraussetzungen, die ein vorgezogenes Verfahren nach
§ 42 Abs. 8 StROG 2010 rechtfertigen. Die Anderungen stehen mit dem Entwicklungsplan und
dem Wortlaut des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes und dem Regionalen Entwicklungspro-
gramm fir die Planungsregion Graz und Graz —Umgebung (REPRO) in Einklang.

1) A 14-K-757/2002—1227,1228 Neuseiersbergerstralle
Aufhebung des AufschlieBungsgebietes

Die Grundstiicke 244/4 und 255/1, KG StralRgang, liegen am westlichen Rand eines groRen zu-
sammenhdngenden AufschlieBungsgebietes — Gewerbegebiet, BD 0,2 — 1,5 mit der fortl. Nr.
14.14. Als Grunde fiir die Festlegung von AufschlieBungsgebiet im Rahmen des 3.0 FLWPLs wa-
ren die fehlende / mangelhafte infrastrukturelle ErschlieBung (Anbindung an das 6ffentliche
StraBen- und Wegenetz, innere ErschlieBung) sowie das 6ffentliche Interesse an einer geordne-
ten Siedlungsentwicklung, Schaffung zweckmafig gestalteter Grundstiicke, Einfligung in das
StraBen-, Orts- und Landschaftsbild maRgebend. Als Planungsinstrument war die Erstellung
einer Bebauungsrichtlinie vorgesehen.

Fiir diese Grundstiicke wurde ein dringliches Planungsinteresse auf Aufhebung des Aufschlie-
Bungsvorbehaltes geltend gemacht, da eine konkrete Nutzung fir Biro- und Gewerbezwecke
beabsichtigt ist. Zum Nachweis der leistungsfdahigen Anbindung an das offentliche StraBen- und
Wegenetz und innere ErschlieBung wurde eine Verkehrsuntersuchung- und Planung vom Inge-
nieurbiro Pilz in Zusammenarbeit mit dem Land Steiermark, Referat StraRenbau und Ver-
kehrswesen einer Zufahrt vorgelegt, die auch die kiinftige ErschlieBung des weiterhin im Auf-
schlieBungsgebiet verbleibenden Gewerbegebietes gewahrleistet. Die Zustimmung der Baube-
zirksleitung Graz / Umgebung zu einer Inanspruchnahme L323 / Neuseiersbergerstrale fir die
Errichtung einer Zufahrt liegt vor (GZ: 681.00-345/2012 vom 14.11.2012). Die Errichtung und



Finanzierung der Zufahrt hat durch die Grundeigentiimer bzw. durch den Bauwerber zu erfol-
gen und ist im Bauverfahren sicherzustellen.

e 4.0 STEK: ,Industrie- und Gewerbe“
e REPRO:, Industrie- und Gewerbegebiete”

e Verkehrserschliefung: Zufahrt von der NeuseiersbergerstraRe (Bewilligung der Landesstra-
Renverwaltung liegt vor)

e (OV: Kategorie IV (stadtische Bedienqualitdt mit zeitlichen Einschrinkungen) Buslinie 62, Hal-
testellenentfernung ca. 250m

e Bebauungsplan: aufgrund der geringen GroRe nicht erforderlich.

e Baulandmobilisierung: nicht erforderlich, da es sich nur um die Aufhebung des Aufschlie-
RBungsvorbehaltes handelt

e Umwelterheblichkeitspriifung: Aufhebung des AufschlieRungsgebietes ist mit keinen Auswir-
kungen auf die Umwelt verbunden (4)

1a) A 14-K-757/2002—1227,1228 NeuseiersbergerstraBe — Anderung Deckplan 1
Entfall der Bebauungsplanpflicht

Fir die urspriinglich im 3.0 FLWPL verpflichtend vorgesehene Bebauungsrichtlinie gibt es auf
Ebene des StROG 2010 keine rechtliche Grundlage mehr. Von der ersatzweisen Erstellung eines
Bebauungsplanes kann auf Grund der geringen Grol3e des Bauplatzes und des Nachweises der
auBeren und inneren ErschlieBung Abstand genommen werden.

2) A 14-K-757/2002—1135 Mihlgangweg — ErschlieBungsstralRe

Die Liegenschaft der ehemaligen Gartnerei Schellander befindet sich im Allgemeinen Wohn-
gebiet, BD 0,2-0,8 und ist derzeit durch eine 3,5m breite Strafle (6ffentliches Gut), Grundstiick
2627/2, KG Jakomini, erschlossen. Nach Riicksprache mit der MA 10/8 — Verkehrsplanung soll
diese Stral3e auf eine Breite von 6m aufgeweitet werden und der Erschlielung der kiinftigen
Wohnbebauung sowie, weiterfihrend auf das Kasernenareal, als FuB- und Radwegverbindung
zur Neuholdaugasse ausgebaut werden. Die Zustimmung des Grundeigentliimers fir die Stra-
Renverbreiterung liegt vor (AV der Stadtplanung vom 17.4.2013 auf dem beigefiigten Lage-
plan).

2a) A 14-K-757/2002—1135 Miihlgangweg - — Anderung Deckplan 1
Entfall der Bebauungsplanpflicht



Fiir das Areal der Kirchner Kaserne und die anliegenden Grundstiicke wurde mit Beschluss des
Gemeinderates vom 13.12.2007 die Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes zur Sicherstel-
lung einer geordneten Siedlungsentwicklung verordnet. Grund dafiir war die seinerzeitige Ver-
aulerungsabsicht der SIVBEG (Strategische Immobilienverwertungs- und Entwicklungs- GmbH,
des Bundesministeriumd fiir Landesverteidigung) und Nutzung fiir Wohnzwecke. Mit einge-
schlossen in die Bebauungsplanpflicht waren auch Liegenschaften auRerhalb des Kasernenge-
landes, da eine gemeinsame Entwicklung und ErschlieBung sinnvoll erschien. Vom Bebauungs-
plan mitumfasst war u.a. auch die Gartnerei Schellander, deren Betrieb allerdings im Jahr 2007
eingestellt wurde. Die Kirchner Kaserne wurde bisher aber nicht verkauft, sodass auch die Er-
stellung eines umfassenden Bebauungsplanes unterblieb. Als Teil des bebauungsplanpflichtigen
Gebietes, ist daher die ehemalige Gartnerei seit Jahren in ihrer Verwertung bzw. in der Nutzung
flir Wohnbau blockiert. Es ist daher vorgesehen, diese Liegenschaft aus der Pflicht zur Erstel-
lung eines Bebauungsplanes entlassen und die stadtebaulichen Entwicklung durch ein Verfah-
ren nach § 18 BauG (Festlegung der Bebauungsgrundlagen fiir den Einzelfall) sicherzustellen.

e 4.0 STEK: ,Wohngebiet mittlerer Dichte”
e REPRO: OV-Bereich mit innerstidtischer Bedienqualitat

e VerkehrserschlieBung: Die Zufahrt erfolgt tiber die Neuholdaugasse und tber die auf 6m
verbreitete ZufahrtsstraRe.

e OV: Kategorie | - innerstadtische Bedienqualitit (Buslinien 34 und 34e, Haltestelle Frohlich-
gasse, Entfernung ca. 200m).

e Bebauungsplan: nicht erforderlich, wird durch § 18 BauG ersetzt
e Baulandmobilisierung: nicht erforderlich

e Umwelterheblichkeitspriifung: Aufhebung des AufschlieRungsgebietes ist mit keinen Auswir-
kungen auf die Umwelt verbunden (4)

3) A 14-K-757/2002—1217 Bootshaus an der Mur, Stiitzpunkt der Gewdsseraufsicht
und Ruderclub - Murfelderstral3e

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 14.6.2012 wurde der Abteilung fir Griinraum und Ge-
wasser die Projektgenehmigung fiir die Errichtung eines Bootshauses an der Mur erteilt. Der
Gestattungsvertrag FA19A 60-3014/23 vom 5.6.2012 abgeschlossen zwischen dem Amt der
Stmk. Landesregierung — Wasserwirtschaftliche Planung und Siedlungswasserwirtschaft der
Stadt Graz, vertreten durch die Abteilung fir Griinraum und Gewasser, sichert die Benlitzung
von oOffentlichem Wassergut sowie von Grundstiicken der Murregulierungs Concurrenz. Der
Stutzpunkt der Gewdsseraufsicht, kombiniert mit der Wasserrettung wird vom Referat fiir Kata-
strophenschutz der stadtischen Berufsfeuerwehr betrieben und erméglicht im Anlassfall ein
rasches Eingreifen. Gemalk dem Bericht an den Stadtsenat vom 25.6.2012 sind durch die Stand-
ortwahl an der stidlichen MurfelderstraBezusatzliche Synergien (z.B.: gemeinsame Nutzung der
sanitdren Infrastruktur) fir die Freizeit- und Wassersportnutzung zu erwarten, beispielsweise



flr einen am Standort aufzubauenden Ruderclub. Die Fundamente fiir die Steganlagen sind
bereits errichtet und befinden sich teils im 6ffentlichen Wassergut, teils auf dem Ufergrund-
stick 339, KG Murfeld — Strallenanlage im Eigentum der Murregulierungs- und Concurrenz. Die
Planungen fiir das Bootshaus der Gewasseraufsicht und des Ruderklubs erfolgen in enger Ab-
stimmung mit der Abteilung fliir Grinraum und Gewasser. Durch die Ausweisung von ,Freiland
Sondernutzung Sport” bzw. ,,Freiland Sondernutzung Gewasseraufsicht” (GwA) wird dafir die
raumordnungsrechtliche Grundlage geschaffen.

e 4.0 STEK: Eignungszone ,Freizeit/Sport/Okologie” gem. § 7 Abs 1 der VO zum 4.0 STEK
e REPRO: Griinzone
e VerkehrserschlieBung: Zufahrt Giber die Murfelderstral3e und die Eichbachgasse.

e OV: Kategorie |ll - stidtische Bedienqualitit (Buslinien 34, Haltestelle Neudorferstrae, Ent-
fernung ca. 300m).

e Bebauungsplan: nicht erforderlich
e Baulandmobilisierung: nicht erforderlich, da Freilandsondernutzung

e Umwelterheblichkeitspriifung: Abschichtung (1)

4) A 14-K-757/2002—1214 Kleingartenanlage— Salfeldstralle

Die Abteilung Immobilien ist Bestandnehmerin fiir ein Grundstiick der ASFINAG Uber der Unter-
flurtrasse der A9, die im 3.0 FLWPL als ,Freiland — Sondernutzung - 6ffentliche Parkanlage” aus-
gewiesen ist. eine ca. 0,24 ha grofle Flache wurde an den Kleingartenverein ,,Mutter Erde“ zur
Nutzung weiter gegeben. Da der Verein auch Bauten zur sicheren Aufbewahrung von Gartenge-
raten und zur Sammlung von Regenwdéssern benotigt, ist die Ausweisung von ,Freiland Son-
dernutzung Kleingarten“ erforderlich.

e 4.0 STEK: Eignungszone ,Freizeit / Sport / Okologie”, gem. § 7 Abs 1 der VO zum 4.0 STEK
e REPRO: ,Teilraum grinlandgepragte Taler- und Becken”
e VerkehrserschlieBung: Zufahrt Giber die Salfeldstral3e

e OV: Kategorie | - innerstadtische Bedienqualitat (Buslinien 31 und 62, Haltestelle StraRgan-
ger StraRe, Entfernung ca. 100m).

e Bebauungsplan / Gestaltungskonzept:
GemalR § 33 Abs 5 Zif 5 StROG 2010 dirften bei zusammengefassten Kleingartenanlagen
von mehr als 10 Einheiten bauliche Anlagen nur nach einem Gesamtkonzept errichtet wer-
den. Diese Bestimmung ist im vorliegenden Fall jedoch nicht zur Anwendung zu bringen, da
es sich im vorliegenden Fall nicht um einzeln abgegrenzte Kleingartenparzellen handelt, son-



dern um eine gemeinschaftliche Nutzung des Bodens und der zugehorigen baulichen Anla-
gen.

e Baulandmobilisierung: nicht erforderlich

e Umwelterheblichkeitsprifung:
Nicht erforderlich, da es sich um die Nutzung kleiner Gebiete / geringfiigige Anderung von
Planen und Programmen handelt (2)

5) A 14-K-757/2002—1230 St. Leonhard — Anderung Deckplan 1
Bebauungsplanpflicht

Das Gebiet zwischen der Leonhardstralle, dem Reiterweg und dem Leonhardbach weist eine
Struktur von sehr schmalen Parzellen auf, deren Verwertung, Erschlieffung und Ausschépfung
der Bebauungsdichte von 1,2 nur nach einem gemeinsamen Bebauungskonzept moglich ist.
Dazu kommt, dass die niedrige Hauserzeile an der LeonhardstralRe in der Schutzzone nach dem
GAEG liegt und damit die bauliche Entwicklung erschwert. Eine konkrete Anfrage eines Grund-
eigentiimers beziglich der Bebaubarkeit eines dieser schmalen Parzellenstreifen musste aus
oben genannten Griinden von der Altstadtsachverstandigenkommission und der Stadtplanung
abgelehnt werden mit dem Hinweis, dass nur (iber eine Bebauungsplanung eine sinnvolle stad-
tebauliche Entwicklung moglich ist.

6) A 14-K-757/2002—1232 Koéstenbaumgasse — Anderung Deckplan 1
Bebauungsplanpflicht

Im Umfeld des Bebauungsplanes 05.20.0 Karlauer StralRe — K&stenbaumgasse zeigt es sich, dass
zwei Bestandsgebaude des Planungsgebietes tiber den Mihlgang gebaut sind und sich auf den
westlich angrenzenden Grundstlicken fortsetzen. Eigentliimer der beiderseits des Miihlganges
gelegenen Grundstiicke ist jeweils die Ludwig Polsterer Holding GmbH (Résselmihle). Um eine
stadtebaulich sinnvolle Weiterentwicklung zu gewihrleisten ist eine Anderung des Giiltigkeits-
bereiches im Deckplan 1 — Baulandzonierung erforderlich. Damit soll auch vermieden werden,
dass der schmale Streifen zwischen zwei Bebauungspldnen ohne Uibergeordnete stiadtebauliche
Uberlegungen und ohne Zusammenschau mit den angrenzenden Festlegungen bebaut werden
konnte. Weiters ist es vorgesehen, die Pflicht zur Erstellung des Bebauungsplanes anstelle von
»-.. Schutz der Innenhofe” auf ,,.... Sicherstellung einer geordneten Siedlungsentwicklung” zu
andern, da in diesem Gebiet keine typische Innenhofstruktur erkennbar ist.

7) A 14-K-757/2002—1229 Entfall der Bebauungsplanpflicht fiir Tiefgaragen-
Anderung des Verordnungswortlautes

Die im 3.0 STEK zum Schutz der Innenhéfe und Vorgarten verpflichtend vorgeschriebene Be-
bauungsplanung fir Tiefgaragen (Seite 33, Punkt 2.2.4) fand im & 4 Abs 2 (Baulandzonierung)



des Verordnungswortlautes zum 3.0 Flachenwidmungsplan einen direkten Niederschlag. Sie
wurde aber auch nicht ausdriicklich verlangt, was in der Folge zu unterschiedlichen Interpreta-
tionen flihrte. Im 4.0 STEK ist die Pflicht zur Erstellung von Bebauungspldanen bei Tiefgaragen
nicht mehr vorgesehen, wohl aber legt § 26 Abs 26 4.0 STEK — zum ,,Schutz und Revitalisierung
von Innenhéfen und Vorgérten in geschlossenen Siedlungsbereichen” — Folgendes fest: ,,Uber-
schiittung von Tiefgaragen und anderen unterirdischen Einbauten mit einer 6kologisch wirksa-
men Vegetationsschicht”

Die vom Betrieb einer Tiefgarage ausgehenden Emissionen und deren Auswirkungen auf die
Nachbarschaft bedirfen keiner speziellen Regelung durch ein Bebauungsplanverfahren, da sie
durch die Bestimmungen des Steiermarkischen Baugesetzes im Bauverfahren ausreichend ge-
regelt sind. Zur Klarstellung der rechtlichen Grundlagen werden im § 4 der Verodnung zum 3.0
Flachenwidmungsplan idF 3.21 die Absatze 1 und 2 entsprechend abgedndert. Bedingt durch
den Umstand, dass im StROG 2010 der Begriff Bebauungsrichtlinie nicht mehr aufscheint, ent-
fallt im Absatz 3 die Wortfolge ,,bzw. eine Bebauungsrichtlinie gem. § 27 Stmk. ROG 1974".
Des Weiteren entfallt der Absatz 4, der ebenfalls den Begriff der Bebauungsrichtlinien zum In-
halt hat.

§ 4 — ,Baulandzonierung” lautet nunmehr:

(1) Far Flachen, fur die gemal Deckplan 1 (Baulandzonierung) eine Bebauungsplanung er-
forderlich ist, wird im Anlassfall ein Bebauungsplan erstellt. Baubewilligungen nach dem
Steiermarkischen Baugesetz 1995 diirfen erst nach Vorliegen eines rechtswirksamen
Bebauungsplanes erteilt werde. Fiir Zubauten und Tiefgaragen ist nach § 40 Abs 8
StROG 2010 ein raumplanerisches Gutachten erforderlich.

(2) Abs. 1 gilt sinngemal auch fiir Flachen in geschlossenen Siedlungsbereichen, fir die zum
Schutz der Innenhofe und Vorgarten die Bebauungsplanpflicht festgesetzt ist mit der
Malgabe, dass bei SchlieBung von Baullicken, bei Zubauten und Tiefgaragen ein raum-
planerisches Gutachten gendigt.

(3) Fur AufschlieBungsgebiete ist — entsprechend dem Deckplan 1 (Baulandzonierung) — ein
Bebauungsplan erforderlich, es sei denn, der Gemeinderat beschlieBt anlasslich der
Aufhebung der Festlegung von Bauland als AufschlieBungsgebiete, dass die Erstellung
eines raumplanerischen Gutachtens genugt.

(4) (Bebauungssrichtlinien) > entfallt

8) A 14-K-757/2002—1231 Anpassung der Baugebiete an die neue Gesetzeslage
gemal StROG 2010

Mit den Bestimmungen des § 41 Abs 1 Zif 2 StROG 2010 idgF LGBI. 44/2012 wurde der Umfang
der Festlegungen, die in einem Bebauungsplan getroffen werden kénnen, gegeniiber der bishe-
rigen Gesetzeslage deutlich erweitert. So kdnnen kiinftig nicht nur die Bebauungsweise, das
Mal der baulichen Nutzung, die Verkehrsanlagen, die 6ffentlichen Flachen und Anlagen sowie
die Freiflichen festgelegt werden, sondern auch Inhalte {iber Vorkehrungen fiir den OV, Nut-
zung der Gebdude, Anzahl oder Anteile von Wohn- und Betriebsflachen, Raum- und Gebaude-



hohen, Gestaltung der Freiflichen und Geb&dude, Aspekte des Umweltschutzes etc. aufgenom-
men werden.

Nicht endgultig geklart werden konnte allerdings die Frage, ob diese ,,neuen” Bebauungsplan-
inhalte auch auf jene Baugebiete angewendet werden kénnen, wie sie auf der Grundlage des
ROG 1974 idF LGBI. 64/2000 im 3.0 Flachenwidmungsplan festgelegt worden waren, insbeson-
dere bei ,,Reinen und Allgemeinen Wohngebieten”. Vorauszuschicken ist, dass aufgrund der
Novelle zum Stmk ROG 1974 LGBI. 20/2003, 22/2003 und der Einkaufszentrenverordnung LGBI.
25/2004 die Kerngebiete, die Einkaufszentren- und Gewerbegebiete sowie Gewerbe- und In-
dustriegebiete im Rahmen des 3.0 Flichenwidmungsplanes — 6. Anderung 2006 (rechtswirksam
mit 1. Juni 2006) an die neue Gesetzeslage angepasst werden mussten, um die wirtschaftliche
Entwicklung der Landeshauptstadt Graz nicht zu behindern. Alle lGbrigen Baulandkategorien
blieben davon unberiihrt, da sich im StROG2010 dafiir keine Anderungen ergeben hatten.

Aufgrund einer vom Land Steiermark eingeholten Rechtsexpertise (GZ: Abt. 13 — 10.00-
65/2013-51 vom 22.4.2013, HR Mag. Teschinegg) wird es aber als erforderlich erachtet, den 3.0
Flachenwidmungsplan idF 3.20 sowie den Deckplan 1- Baulandzonierung gemaf § 4 der Ver-
ordnung zum 3.0 FLWPL die neue Rechtslage zu Gberfiihren. Zu diesem Zweck erfolgt eine ent-
sprechende Erganzung des VO-Wortlautes sowie der Legende zum Deckplan 1 - Baulandzonie-
rung.

9) A 14-K-757/2002—1238 Anpassung des Deckplanes 1 — Baulandzonierung
an die neue Gesetzeslage gemaf} StROG 2010

Der Deckplan 1 — Baulandzonierung zum 3.0 FLWPL 2002 enthélt Gebiete, in denen die Erstel-
lung von Bebauungspldanen und Bebauungsrichtlinien verpflichtend festgelegt ist, entsprechend
der zum Zeitpunkt der Erstellung des 3.0 FLWPL 2002 geltenden Rechtslage. Im StROG 2010,
rechtswirksam ab 1.7.2010, sind ,,Bebauungsrichtlinien “als Planungsinstrument nicht mehr
enthalten. Im geltenden Deckplan 1 - Baulandzonierung zum 3.0 FLWPL ist aber noch die Erstel-
lung von Bebauungsrichtlinien ,,im Anlassfall“ fiir Gewerbe- und Industrie gebiete, fir den
Gringurtel und fir den Murraum festgelegt.

Im Rahmen der Aktualisierung des Deckplanes 1 (Eintragung von bereits rechtswirksamen Be-
bauungsplanen bzw. weiterer Gebiete mit Bebauungsplanpflicht auf Grund vorgezogener Ande-
rungen) und im Sinne der Rechtssicherheit ist es nunmehr vorgesehen, den Begriff ,,Bebauungs-
richtlinie” entfallen zu lassen (siehe Anderungspunkt 7) und in der Plandarstellung durch den
Begriff ,,Bebauungsplan” zu ersetzen.

Da die Bebauungsrichtlinie im Vergleich zum Bebauungsplan ein vereinfachtes, mit weniger
Inhalten versehenes Planungsinstrument darstellte, war sie — zum Unterschied zu Wohngebie-
ten und Kerngebieten- speziell fir Gewerbe und Industriegebiete vorgesehen. In diesem Sinne
sollen daher bei Bebauungsplanen fiir Gewerbe- und Industriegebiete moglichst nur jene Fest-
legungen getroffen werden, die im § 41 Abs 1 Zif 1 u.2 StROG 2010 enthalten sind.
(Mindestinhalte).

Fiir den Griinglirtel und den Murraum ist der ersatzlose Entfall der Pflicht zur Erstellung von
Bebauungsrichtlinien vorgesehen, da das 4.0 STEK sehr konkrete und umfangreiche Festlegun-
gen zum Bauen im Griingirtel enthalt (§ 8 der Verordnung zum 4.0 STEK und Erlauterungen),



die in dem in Ausarbeitung befindlichen Rdumlichen Leitbild noch weiter detailliert werden. Die
Bebauungsplanung als weiteres Planungsinstrument wird daher entbehrlich. Der im Deckplan 1
dargestellte Murbereich umfasste im Wesentlichen das Gebiet stidlich der Puntigamer Briicke
westlich der Murfelder StralRe. Gewasser und Ufer der Mur stehen unter Naturschutz und sind
zudem im Regionalen Entwicklungsprogramm Graz — Graz Umgebung als Griinzone ausgewie-
sen (Keine Baulandausweisung innerhalb von 20m ab Bdschungsoberkante) Auch hier werden
im Raumlichen Leitbild ndhere Bebauungsbestimmungen erlassen. Die Uberfiihrung von Gebie-
ten mit ,,im Anlassfall zu erstellenden Bebauungsrichtlinien in Gebiete mit Bebauungsplan-
pflicht hatte den gravierenden Nachteil, dass bis zur Erlassung eines solchen Bebauungsplanes
keine Baubewilligungen erteilt werden kénnten. Dies wiirde wiederum einen unangemessenen
Eingriff in das private Eigentum und Baugeschehen bedeuten. Die Gebiete fiir Bebauungsricht-
linien im Griinglirtel und im Murraum entfallen und werden nicht mehr dargestellt.

Diese Anderungen betreffen zum einen den § 4 des Verordnungswortlautes zum 3.0 FWLPI als
auch Legende und Plandarstellung des Deckplanes 1: Bisher mit der Pflicht zur Erstellung von
Bebauungsrichtlinien zur Sicherstellung einer geordneten Siedlungsentwicklung in Industrie-
und Gewerbegebieten erfasste Flachen (blau umrandet) werden mit der Pflicht zur Erstellung
eines Bebauungsplanes versehen (rot umrandet). Rechtswirksame Bebauungsrichtlinien bleiben
davon unberihrt (Ausnahme: Die Bebauungsrichtlinie 05.01.1, westlich der Alten PoststraRe —
Reininghausareal, wurde im Zuge des 3.20 FWLPL aufgehoben und wird durch Bebauungsplan-
pflicht ersetzt).

10) A 14-K-757/2002—1092, 1094, 1097 »Smart City Projekt - Graz Mitte” —
Waagner Bird StraBe

e Allgemeines:

Das Projektgebiet ,Smart City Graz Mitte” erstreckt sich dstlich und westlich der Waagner-Biré-
StraBe und weist eine GréRe von insgesamt ca. 12,8 ha auf. Fiir den ca. 8,2 ha groRen, Ostlichen
Teilbereich, der nordlich von der Peter-Tunner-Gasse begrenzt wird und sidlich gegentiber der
Dreierschiitzengasse endet, wird eine Anderung des Flichenwidmungsplanes vorgenommen.

Das ,,Smart City Project Graz Mitte” ist ein Projekt zur Demonstration urbaner Technologien,
zur Nutzung erneuerbarer Energiequellen und gleichzeitig ein raumlich integriertes, vernetztes
Stadtentwicklungsprojekt. Im Vorgangerprojekt ,,| LIVE GRAZ” im Rahmen der ersten Aus-
schreibung des Programmes ,,Smart Energy Demo — FIT for SET“ wurde mit der Erarbeitung von
nachhaltigen Entwicklungsstrategien die Basis fiir das gegenstandliche Leitprojekt geschaffen.
Im Rahmen der zweiten Ausschreibung fiir das Programm ,Smart Energy Demo — FIT for SET“
und der Nominierung des ,,Smart City Projekt Graz Mitte” als nationales Leitprojekt konnte eine
Forderung von rund 4,2 Mio. Euro bei einem geplanten Investitionsvolumen von 25 Mio. Euro
erzielt werden.

Ziel ist die innovative Umsetzung dieser Technologien zum Erlangen eines zukunftsfdhigen, le-
benswerten und intelligenten Stadtteils mit geringst moglichen Emissionen (Zero Emission als

Ziel) und niedrigem Ressourcenverbrauch, der nicht nur nachhaltige Energiequellen nutzt, son-
dern auch auf nachhaltige Mobilitat und soziale Durchmischung abzielt.



Als Grundlage fiir die geplanten Anderungen im Projektgebiet dient das 4.0 Stadtentwicklungs-
konzept und der Rahmenplan, der in Zusammenarbeit mit den zustdandigen Magistratsabteilun-
gen (Stadtbaudirektion, Stadtplanung, Abteilung fir Griinraum- und Gewasser, Abteilung fur
Verkehrsplanung) und im Konsens mit den Grundstiickseigentliimern von Architekt DI Kleboth
erstellt wurde (siehe Beilage).

Dieser Rahmenplan wiederum dient als Grundlage fiir nachfolgende Wettbewerbe und Bebau-
ungsplane.

Wesentliches 6ffentliches Interesse im Bereich des zukiinftigen Stadtteilzentrums in der Waag-
ner-Biro-StraRe ist die Flachensicherung fiir die Frei- und Griinraumausstattung sowie fiir die
kiinftige Verkehrsinfrastruktur und den 6ffentlichen Raum. Diese Sicherung kann nunmehr im
Zuge der gegenstandlichen Flachenwidmungsplananderung erfolgen.

Es ist vorgesehen, vor dem endgiiltigen Beschluss der 3.21 Flachenwidmungsplandnderung die
Abtretung der notwendigen Verkehrsflachen sowie der Flachen zur Errichtung der 6ffentlichen
Parkanlage (iber einen zivilrechtlichen Vertrag abzusichern.

Die von der Anderung betroffenen Baulandflachen sollen kiinftig als AufschlieBungsgebiete
ausgewiesen werden. Die festgelegten AufschlieBungserfordernisse sichern die Umsetzung der
erforderlichen stadtebaulichen und infrastrukturellen MaRnahmen.

Flr samtliche betroffenen Flachen besteht kiinftig Bebauungsplanpflicht.

e 3.0 Flachenwidmungsplan idF der 3.20 Anderung:

Das Planungsgebiet ist im derzeit rechtskraftigen 3.0 Flachenwidmungsplan der Landeshaupt-
stadt idF 3.20 zur Génze als vollwertiges Bauland - ,,Industrie- und Gewerbegebiet 1“ mit einer
Bebauungsdichte von 0,2 - 2,5 ausgewiesen.

e 4.0 Stadtentwicklungskonzept:

Das 4.0 STEK weist den Bereich als Uberlagerung der Funktionen GEWERBE / INDUSTRIE mit
BEZIRKS- UND STADTTEILZENTRUM (6rtlicher Siedlungsschwerpunkt gemal § 6 (2)) aus. Zudem
ist der &stliche Randbereich mit einer Uberlagerung der , Eignungszone Freizeit/ Sport/ Okolo-
gie” dargestellt. Entlang der Waagner-Bir6-Strafle ist in der rdumlich-funktionellen Gliederung
eine Griinverbindung festgelegt.

e REPRO:
GemaR REPRO Graz - Graz-Umgebung, LGBI. Nr. 106/2005, liegt das Areal in der ,Vorrangzone
fir die Siedlungsentwicklung” sowie im Teilraum ,Siedlungs- und Industrielandschaften”.

e Emissionen:

Die Larmkarte ,Schienenverkehr - Nachtwerte” des Lebensministeriums (Bundesministerium
fir Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft) zeigt fiir das Gebiet Hochstwerte
von 50 bis 70 dB durch die 6stlich gelegene OBB-Strecke. Die Lirmkarte ,StraBenverkehr -
Nachtwerte” weist Hochstwerte von <60 dB fiir die Waagner-Biro-StraRe sowie <70 dB an der
Peter-Tunner-Gasse aus.
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Anmerkung:

In den nachfolgenden Ausschnitten der Larmkarten des Lebensministeriums (Quelle:
www.laerminfo.at) ist im nordlichen Planungsbereich, stidlich der Peter-Tunner-Gasse, noch die
Hallenbebauung gegeben - aus dem bereits erfolgten Abbruch dieser Halle ergeben sich gean-
derte Grenzen.

Hanpitiarie: Lufthidd

Abbildung: Larmkarte ,StraRenverkehr - Nachtwerte” (Quelle: www.laerminfo.at)



11

LEGEMDE
B :70d8 | #5-504dB *  Kilometriermg
B -0 Grenzwertlinie [ salungsraum
. 60 - 65 dB ,f" Linienquelien D Ballungsraumgrenzen
B 5-c0dB | Gebude
_| 50 - 55 dB ,’. Lamschutzwinde

In diesem Bereich 6stlich der Waagner-Biro-StralRe und sudlich der Peter-Tunner-Gasse wurde
durch die Wahl der Baulandkategorie ,,Kerngebiet” auf die Immissionsbelastung reagiert. Fur
diese gelten Planungsrichtwerte (dquivalenter Dauerschallpegel) von 50 dB nachts und 60 dB
tags.

Als baulichen Schallschutz sieht der Rahmenplan zum Smart City Projekt eine mehrgeschossige,
geschlossene Bebauung in Nord-Slidrichtung am Ostlichen Rand des Planungsgebietes (entlang
der OBB-Strecke) sowie nérdlich im Bereich der Peter-Tunner-Gasse vor. Durch die Festsetzung
von bestimmten Nutzungen im Bebauungsplanverfahren wie es nunmehr durch das StROG ge-
mak §41 Abs. 2 zif. 5 ermoglicht wird, soll dafiir Vorsorge getroffen werden, dass mogliche Kon-
fliktpotenziale gering gehalten werden.

Es liegen Gutachten der Fa. Rhode-BeSB vor, die eine Reduktion der Larmbelastung im Gebiets-
bereich durch die Anordnung der Baukorper auf das erlaubte Hochstmald belegen.

Zudem sind die Emissionen der, westlich der Waagner-Biro-Stralle bestehenden Gewerbebe-
triebe in den nachfolgenden Bebauungsplanverfahren zu bericksichtigen. (Anmerkung: GemafR
dem Smart City Projekt ist eine Anderung des Gebietsbereiches westlich der Waagner-Biro-
StraBBe in Wohnnutzung vorgesehen.)

e 3.21 FLACHENWIDMUNGSPLAN — vorgesehene Ausweisungen:

In Ubereinstimmung mit dem 4.0 STEK und dem erarbeiteten Rahmenplan ,,Smart City Graz
Mitte” soll das Areal in Bereiche mit entsprechend hoher Nutzungsvielfalt (Kerngebiet) sowie in
eine offentliche Parkanlage und Verkehrsflachen gegliedert werden. Die Bebauungsdichte wur-
de fiir den gesamten Anderungsbereich mit 0,5 - 2,0 festgelegt, wobei in den nachfolgenden
Bebauungsplanverfahren unter Beriicksichtigung der stadtebaulichen und verkehrsplanerischen
Rahmenbedingungen eine Uberschreitung dieser Héchstwerte gepriift werden kann.

e Der Rahmenplan sieht im nérdlichen und 6stlichen Bereich des Planungsgebietes (vgl. Pkt.
9a der Verordnung) eine mehrgeschossige, stralenbegleitende Bebauung zur Abschirmung des
Gebietsbereichs gegeniiber den stark emittierenden Verkehrsbandern vor. Eine Uberbauung
der &stlichen ErschlieBungsstralRe wird durch die Uberlagerung von ,Verkehrsfliche” und
,Kerngebiet” im Flachenwidmungsplan ermoglicht.

Im Zentralbereich nordlich der bestehenden List-Halle ist die Errichtung einer 6ffentlichen
Parkanlage inklusive eines Aufwindkraftwerkes (vgl. Pkt. 9b der Verordnung) und eines For-
schungsturmes mit einem 6ffentlich zugénglichen Platz an der Waagner-Biro-StraRe (vgl. Pkt. 9c
der Verordnung) geplant. Eine mehrgeschossige Bebauung der 6stlich anschlieBenden Kernge-
bietsflachen mit einer urbanen Nutzungsdurchmischung (vgl. Pkt. 9d der Verordnung) bildet
den stadtebaulichen Rahmen fir diese Freiflachen.
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Im Bereich ostlich der List-Halle sind Versorgungseinrichtungen sowie eine Energiezentrale fiir
die bestehende Veranstaltungshalle geplant. Zur Verbindung mit dem Bestandsgebdude wird
die Uberbauung der Verkehrsfliche im Flichenwidmungsplan erméglicht (vgl. Pkt. 9e der Ver-
ordnung).

Im stidlichen Bereich des Gebietsbereiches ist die Errichtung einer mehrgeschossigen Bebauung
mit Nutzungsdurchmischung und Nahversorgern in den unteren Geschossen vorgesehen (vgl.
Pkt. 9f der Verordnung).

Der Rahmenplan sieht zudem weitere Baufelder sowie die Erweiterung der 6ffentlichen Parkan-
lage und die Errichtung eines Bezirkssportplatzes westlich der Waagner-Biro-StraRRe vor, die in
spateren Anderungen des Flichenwidmungsplan Beriicksichtigung finden werden.

e AufschlieBungserfordernisse:

Aufgrund mangelnder innerer AufschlieBungen und bestehender 6ffentlicher Interessen wird
der gesamte Teil der Baulandflachen im Gebietsbereich als AufschlieBungsgebiet mit der Pflicht
zur Erstellung von Bebauungspldnen festgelegt, wobei die Bebauungsplanerstellung gemal §29
Abs 3 Z 3 als AufschlieBungserfordernis definiert wird.

Durch die Pflicht zur Erstellung von Bebauungspldanen, auch in Bereichen mit zeitlich festgeleg-
ten Nachfolgenutzungen, wird die langfristige Neustrukturierung des gesamten Gebietsberei-
ches sichergestellt.

In den Bebauungspldnen sind in weiterer Folge die AufschlieBungserfordernisse (mangelnde
technische Infrastruktur, verkehrliche ErschlieBung, der Nutzung allenfalls widersprechende
Immissionen) sowie insbesondere die 6ffentlichen Interessen (6ffentliche Parkanlage inklusive
Durchwegung, Platzgestaltung, Verkehrsflachen, etc.) umzusetzen. Die vertragliche Absicherung
der erforderlichen MaRnahmen zum Zeitpunkt der Aufhebung des AufschlieBungsgebietes ist
vorgesehen.

Als Basis fur samtliche Bebauungsplane und zur Sicherung der stadtebaulichen und baukiinstle-
rischen Qualitat werden sowohl fiir den Bereich Stadtebau als auch fiir baukiinstlerische Belan-
ge jeweils Wettbewerbe angestrebt. Zudem soll die qualitatsvolle Gestaltung des 6ffentlichen
Raumes, insbesondere der Griinflaichen und Platze lber einen Wettbewerb abgesichert wer-
den.

Vor allem in Hinblick auf die Sicherstellung der Larmfreistellung des gesamten Planungsberei-
ches gegeniiber der stlich verlaufenden OBB-Strecke wird angestrebt fiir alle Baufelder gemaR
Rahmenplan jeweils Gesamtbebauungspldne zu erstellen. Eine Zergliederung in Teilbebauungs-
plane innerhalb eines Baufeldes soll im Sinne einer effizienten Infrastrukturerrichtung und einer
umfassenden Gesamtgestaltung vermieden werden.

Aufgrund der Eintragung der Liegenschaften im Verdachtsflachenkataster des Umweltbundes-
amtes wurden bereits Untersuchungen durchgefiihrt und entsprechende Berichte vorgelegt (DI
Dr. Schippinger& Partner Ziviltechniker GmbH im Auftrag von DI Markus Pernthaler Architekt ZT
GmbH). Entsprechende Bodengutachten inklusive Sanierungskonzepte sind durch die Eigenti-
mer spatestens im Falle der Bebauungsplanerstellung vorzulegen.
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e Verkehr:

Zur Absicherung der geplanten Verbreiterung der Unterfliihrung in der Peter-Tunner-Gasse
(L333) wurde seitens der zustandigen Fachstellen des Landes Steiermark eine Freihaltezone mit
einer Breite von 15,0 m urgiert. Die slidlich an die Peter-Tunner-Gasse anschliefende Flache
wird daher als Verkehrsflache ausgewiesen.

Als Grundlage fur die Beurteilung der Aufhebung der AufschlieBungserfordernisse sind nachhal-
tige Mobilitatskonzepte gemald den Vorgaben des ,Smart City Projekts” zu erstellen.

Davon ausgehend sind im Zuge der Erstellung der Bebauungsplane fiir jedes Quartier Leistungs-
fahigkeitsnachweise zu erbringen. Die erforderlichen MaBnahmen im Sinne eines integrierten
Malnahmenpaktes werden im Zuge des Bebauungsplanverfahrens in Abhangigkeit zur festge-
legten Nutzungsart und —intensitat definiert.

Zur Einhaltung des dem Verkehrskonzept zugrundegelegten Szenario ,Sanfte Mobilitat” werden
»Malinahmen zur Férderung der Sanften Mobilitat” rechtlich verbindlich als AufschlieBungser-
fordernis fir die neuen Kerngebietsausweisungen verankert. Flr den gesamten Stadtteil ist die
Umsetzung des integrierten MalRnahmenkonzeptes im Sinne einer nachhaltigen Gebietsent-
wicklung anzustreben. Die MalRnahmen zur Forderung der ,,Sanften Mobilitdat” beinhalten ei-
nerseits MaRnahmen zur Férderung des FuR- und Radverkehrs sowie des Offentlichen Ver-
kehrs und andererseits Mallnahmen zur Regelung des motorisierten Individualverkehrs.
Jedenfalls ist eine Durchwegung des Quartiers fiir FuRB-und Radverkehr und deren Anbindung an
das Uibergeordnete Wegenetz erforderlich.

Das Arbeitspaket 5 (AP5) des Projektes ,Smart City Project Graz Mitte” hat die Aufgabe das
Thema Mobilitat fur die Flachen beiderseits der Waagner-Biro-StraRe, zwischen Peter-Tunner-
Gasse und Dreierschiitzengasse, zu untersuchen. Ziel ist es ein nachhaltiges, umweltvertragli-
ches und auf die Anforderungen des Gebietes abgestimmtes Mobilitdtskonzept zu entwickeln.

Als erster Schritt werden im AP5 in Form von Szenarien verschiedene MaBnahmenpakete fir
das Gebiet entwickelt und miteinander verglichen. Es gilt dabei ,,smarte” und nachhaltige Mal-
nahmenpakete der sanften Mobilitdt einander gegenliberzustellen und im Weiteren mit dem
Szenario ohne sanfte MobilitatsmalRnahmen zu vergleichen.

Das fiir den Stadtteil geeignetste MaRnahmenpaket wird fiir die Entwicklung des Strategiekon-
zeptes ,Smarte Mobilitat” auf Gbergeordneter Stadtteilebene ausgewahlt.

Die Streckenfiihrung der StraBenbahntrasse im Bereich des Smart City Gebietes bedarf einer
vertieften Untersuchung seitens der Stadt; im Flachenwidmungsplan werden daher vorerst bei-
de Varianten dargestellt. Die fiir diese Wendeschleife erforderlichen Flachen werden gemaR
Vertrag bei Bedarf an die Stadt Graz Ubertragen. Dies gilt auch fiir den Fall, dass statt einer
StralRenbahn eine Buslinie Bedarf zum Wenden in diesem Bereich hat.

e Baulandmobilisierung:

Gemal §34 des StROG 2010 hat die Stadtgemeinde Graz fiir ihre angestrebten Entwicklungszie-
le entsprechende MaBBnahmen zur aktiven Bodenpolitik zu setzen. Es werden daher seitens der
Liegenschaftseigentiimer Mobilisierungserklarungen im Sinne des § 35 StROG 2010 vorgelegt,
in welcher die Fertigstellung der Rohbauten innerhalb von 10 Jahren ab dem Vorliegen eines
rechtskraftigen Bebauungsplanes und vollwertigem Bauland verpflichtend enthalten ist.
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e Umwelterheblichkeitspriifung ,smart city projekt — Graz Mitte”

Die betreffenden Flachen sind im 3.20 Flachenwidmungsplan als , Industrie- und Gewerbege-
biet 1“ mit einer max. Dichte von 2,5 ausgewiesen. Im 4.0 Stadtentwicklungskonzept (Beschluss
des Gemeinderates vom 14.06.2012 und Ergdanzungsbeschluss vom 28.02.2013) wurden die
Liegenschaften als Bereich mit den zwei Funktionen Industrie, Gewerbe / Zentrum festgelegt.
Im Zuge der Erstellung des 4.0 Stadtentwicklungskonzeptes wurde eine Uberpriifung der Um-
weltrelevanz bereits durchgefiihrt - demnach sind durch die Uberlagerung der Flachen mit ei-
ner Zentrumsfunktion keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt zu beflirchten. > Ab-
schichtung (1)

UMWELTERHEBLICHKEITSPRUFUNG:

Gem. § 4 Abs 2 StROG 2010 ist im Rahmen der Erstellung und Anderung von Plidnen und Pro-
grammen (Entwicklungsprogramme, ortliche Entwicklungskonzepte, Flachenwidmungsplane
etc.) ihre Auswirkung auf die Umwelt zu priifen und ein Umweltbericht zu erstellen. Die im 3.21
FLWPL vorgesehenen Anderungen wurden gemiR Leitfaden ,,SUP in der Ortlichen Raumpla-
nung, 2. Auflage” der Fachabteilung 13B Bau- und Raumordnung (nunmehr Abteilung 13) tber-
prift.

Den Prifschritt 1 stellt dabei die Prifung dar, ob eine Umweltprifung fir einen Plan hoherer
Stufe bereits vorliegt und aus einer weiteren Prifung keine zusatzlichen Erkenntnisse in Bezug
auf die Umweltauswirkungen zu erwarten sind.

1) Abschichtung.

Den Prifschritt 2 stellt die Anwendung der Ausschlusskriterien und des obligatorischen Tatbe-
standes gemaR Leitfaden dar. Bei Vorliegen bereits eines Ausschlusskriteriums ist keine weitere
Prifung (Umweltprifung (UP), Umwelterheblichkeitsprifung (UEP)) erforderlich.

Diese AUSSCHLUSSKRITERIEN sind:

2) Nutzung kleiner Gebiete/ geringfiigige Anderung von Planen und Programmen

3) Eigenart und der Charakter des Gebietes nicht verandert.

4) Planungen, mit denen offensichtlich keine erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt
verbunden sind.

Obligatorischer Tatbestand 5):

Kann das Kriterium der Abschichtung nicht angewendet werden, so ist jedenfalls zu priifen, ob
eine mogliche UVP-Pflicht oder eine mogliche erhebliche Beeintrachtigung eines Europa-
schutzgebietes (ESG)besteht. Trifft der obligatorische Tatbestand zu, so ist eine Umweltpri-
fung (UP) verpflichtend durchzufihren.
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Anderungspunkt Flache IST SOLL Abschichtung/ UVP- Beurteilung
in ha Ausschluss- Pflicht,
kriterium ESG
112 |3 5
1) Neuseierberg 0,91 ASG (GG) | Vollw. GG Keine Umweltrelevanz
Str.. Aufhebung 0,14 1,5
des ASG
1a) Neuseiers- 1,05 BBRL Entfall Keine Umweltrelevanz
berg Str. Entfall BBPL
BBPL Pflicht
2) Mihlgangweg | 0,05 VerkFl VerkFl Geringe Verdnderung des Strallen-
ErschlieBungs- verlaufes (flachengleicher Tausch)
stralle ohne Umweltrelevanz
2a) Neuseiers- 0,045 L + off. L-GwA Keine Umweltrelevanz
berg Str. Entfall Gewasser
BBPL Pflicht 0,14 L-Spo
3) Bootshaus an Der Verwendungszweck Gewdsser-
der Mur aufsicht und Sport entspricht den
Nutzungen die gemal 4.0 STEK in
einer Eignungszone ,Freizeit /
Sport/ Okologie” zuldssig sind
4) Kleingarten 0,24 L-6Pa L-Klg X Kleingartennutzung auf 0,24 ha hat

salfeldstrafle

keine Umweltrelevanz

5) St. Leonhard
BBPL Pflicht

Keine Umweltrelevanz

6) Kbstenbaum-
gasse
BBPL Pflicht

Keine Umweltrelevanz

7) Tiefgaragen
Entfall der BBPL
Pflicht

Keine Umweltrelevanz da Emissio-

nen im Bauverfahren zu prifen sind

8) Anpassung an
neue

Gesetzeslage

Keine Umweltrelevanz

9) Anderung
Deckplan 1

Keine Umweltrelevanz
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10) smart city
Graz Mitte

2,65
0,5
0,26
0,96
0,75
1,15

112,5
112,5
112,5
112,5
112,0
112,5

(KG) 2,0
6Pa
(KG) 2,0
(KG) 2,0
(KG) 2,0
(KG) 2,0

Die Prifung moglicher Umweltaus-
wirkungen wurde im Rahmen der
Revision des 4.0 STEK bereits durch-
gefuhrt (Plan hoherer Stufe).

Fir den Gemeinderat:

(DI Bernhard Inninger)




STADTPLANU

A 14 018683 2013 1

3.21 FLACHENWIDMUNGSPLAN 2002
DER LANDESHAUPTSTADT GRAZ
21. ANDERUNG 2013 — Entwurf

KUNDMACHUNG

Der Gemeinderat der Landeshauptstadt Graz hat in seiner Sitzung am 16.Mai 2013 die Ab-
sicht beschlossen, den 3.0 Flachenwidmungsplan der Landeshauptstat Graz zu dndern und
den Entwurf zum 3.21 Flichenwidmungsplan — 21. Anderung 2013 gemiR § 38 Abs 1 des
Steiermaérkischen Raumordnungsgesetzes 2010 idF LGBI. Nr. 44/2012 zur allgemeinen Ein-
sicht 6ffentlich aufzulegen.

Die Anderungen beziehen sich auf nachfolgend beschriebene und grafisch dargestellte Fl&-
chen (IST — und SOLL-Zustand im Maf3stab 1:5000)

1) A 14-K-757/2002—1227, 1228 Neuseiersbergerstralle —

Aufhebung des AufschlieBungsgebietes
Grdstke. 244/4, 255/1, KG StraRgang
Die bisher als Gewerbegebiet - AufschlieBungsgebiet, BD 0,2-1,5 ausgewiesenen Grundsti-
cke werden auf einer Flache von ca. 0,91 ha in vollwertiges Bauland — Gewerbegebiet, BD
0,2-1,5 und auf einer Flache von ca. 0,14 ha in Verkehrsfldche tiberfiihrt.

1a) A 14-K-757/2002—1227, 1228 NeuseiersbergerstraBe — Anderung Deckplan 1
Entfall der Bebauungsplanpflicht

Fir die im Punkt 1 genannten Grundstiicke 244/4, 255/1, KG StraRgang entfallt die Pflicht

zur Erstellung einer Bebauungsrichtlinie bzw. eines Bebauungsplanes.

2) A 14-K-757/2002-1135 Miihlgangweg — ErschlieBungsstralRe
Grdstk. 2627/2, KG Jakomini

Eine bisher im Allgemeinen Wohngebiet gelegene Verkehrsflache wird in ihrer Abgrenzung
gedndert und in einer Breite von 6,0m als ,Verkehrsfliche — GemeindestraBe” dargestellt.

2a) A 14-K-757/2002-1135 Miihlgangweg — Anderung Deckplan 1
Entfall der Bebauungsplanpflicht
Grdstke. 2160, 2161, 2162, 2699/8 und 2699/30, KG Jakomini
Fiir die oben angefiihrten Grundstiicke entfallt die Pflicht zur Erstellung eines Bebauungs-
planes.

NG
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3) A 14-K-757/2002-1217 Bootshaus an der Mur, Stiitzpunkt der
Gewasseraufsicht und Ruderclub - MurfelderstraRe
T.v. Grdstk. 339 und 341, KG Murfeld

Eine bisher als “Freiland — landwirtschaftlich genutzt” ausgewiesene Fliche bzw. als “Offent-
liches Wassergut” ersichtlich gemachte Flache wird im AusmaR von 0,045 ha in “Freiland -
Sondernutzung Gewadsseraufsicht (GwA)” und im AusmalR von ca. 0,14 ha in “Freiland -
Sondernutzung Sport (Spo)” gedndert.

4) A 14-K-757/2002-1214 Kleingartenanlage - SalfeldstrafBe

T.v. Grdstk. 90/1, KG Webling

Eine bisher als “Freiland Sondernutzung 6ffentliche Parkanlage” ausgewiesene Flache von
0,24ha wird in “Freiland Sondernutzung Kleingartenanlage” tberfihrt.

5) A 14-K-757/2002-1230 St. Leonhard — Anderung Deckplan 1
Bebauungsplanpflicht

Grdstke. 333 u.a., KG St. Leonhard

Flir eine im Allgemeinen Wohngebiet, BD 0,2-1,2 gelegene Flache von 0,78ha wird die Pflicht

zur Erstellung eines Bebauungsplanes aus Griinden der ,Sicherstellung einer geordneten

Siedlungsentwicklung” verordnet.

6) A 14-K-757/2002-1232 Koéstenbaumgasse — Anderung Deckplan 1
Bebauungsplanpflicht

Grdstke. 1423/1 u.a., KG Gries

Fiir ein ca. ....ha grolRes Gebiet, bisher bebauungsplanpflichtig aus Griinden des Schutzes von

Innenhéfen und Vorgarten wird kiinftig die Bebauungsplanpflicht aus Griinden der ,Sicher-

stellung einer geordneten Siedlungsentwicklung” verordnet. Dies gilt auch fir den Bereich

zwischen der Briickengasse und dem Mihlgang (Grundstlick 1416/1 u.a., KG Gries).

7) A 14-K-757/2002-1229 Entfall der Bebauungsplanpflicht bei Tiefgaragen
Anderung des Verordnungswortlautes

Der Verordnungswortlaut zum 3.0 Flachenwidmungsplan idF 3.20 wird in § 4 — Baulandzoni-
erung wie folgt geandert:

Abs. 1, 3. Satz: ,,Flr Zubauten und Tiefgaragen ist nach § 40 Abs 8 StROG 2010 ein stadte-
baulich- raumplanerisches Gutachten erforderlich®.

Abs. 2: Nach der Wortfolge ,,... bei Zubauten” wird das Wort ,Tiefgaragen” einge-
flgt.

Abs. 3: Die Wortfolge ,,... bzw. eine Bebauungsrichtlinie gem. § 27 Stmk. ROG“ ent-
fallt.

Abs. 4: entfallt.
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8) A 14-K-757/2002-1231 Anpassung der Baugebiete an die neue
Gesetzeslage gemdR StROG 2010

Dem Verordnungswortlaut zum 3.0 Flachenwidmungsplan der Landeshauptstadt Graz idF
3.20 werden nach § 16 folgende Paragraphen angefiigt:

§17

»,Kerngebiete, Einkaufszentren 1 und 2, Gewerbegebiete, Industrie- und Gewerbegebiete
wurden im Rahmen des 3.06 Flichenwidmungsplan 6. Anderung 2006, gemiR den Beschliis-
sen des Gemeinderates vom 10. November 2005 und 30. Marz 2006, rechtswirksam mit
1.6.2006 an die Gesetzeslage gemaR Stmk. ROG 1974 idF LGBI. 13/2005 angepasst. Das
Planwerk wurde entsprechend geandert”.

§18

»Fur alle Baugebiete die nicht im § 17 der Verordnung zum 3.0 Flachenwidmungsplan idF
3.20 erfasst sind, gelten die Bestimmungen der §§ 30 und 31 StROG 2010, LGBI. 49/2010.

§ 19 Schlussbestimmungen —werden unverandert beibehalten

9) A 14-K-757/2002—1238 Anpassung des Deckplanes 1 — Baulandzonierung

an die neue Gesetzeslage gemaf} StROG 2010
Bisher mit der Pflicht zur Erstellung von Bebauungsrichtlinien in Industrie- und Gewerbege-
bieten zur Sicherstellung einer geordneten Siedlungsentwicklung erfasste Flachen (blau um-
randet) werden mit der Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes versehen (rot umran-
det). Rechtswirksame Bebauungsrichtlinien bleiben davon unberiihrt mit Ausnahme der Be-
bauungsrichtlinie 05.01.1 die durch den 3.20 FWLPL aufgehoben und durch die Bebauungs-
planpflicht ersetzt wird. Die Gebiete fiir Bebauungsrichtlinien im Griinglrtel und im Mur-
raum entfallen und werden nicht mehr dargestellt.

10) A 14-K-757/2002- 1092, 1094, 1097 ,,Smart City Projekt - Graz Mitte” -
Waagner-Biro-StraRe

Die Abgrenzung der zur Anderung vorgesehenen Teilbereiche ist in der angeschlossenen
Planbeilage dargestellt.

a) Teilbereich A - NORD/ OST:
Grdste Nr. 1187, 1188/1, 1188/2 und 1189 sowie T.v. Grdste Nr. 1184/1, 1184/2, KG
63104 Lend

Die bisher als ,,Industrie- und Gewerbegebiet 1“, BD 0,2 - 2,5 ausgewiesenen Flachen
von insgesamt ca. 2,65 ha ostlich der Waagner-Biro-StraBe und siidlich der Peter-
Tunner-Gasse werden als ,,Kerngebiet” - AufschlieBungsgebiet, BD 0,5 - 2,0 festge-
legt.

Im nordlichen Bereich dieser Flachen wird als Verbindung eine Flache von ca. 0,04 ha
als ,Verkehrsflache, iiberlagert mit Kerngebiet, BD 0,2 — 2,0 festgelegt. Die von ei-
ner Baulandnutzung freizuhaltende Lichtraumhohe der Verkehrsflache wird mit

mind. 7,5 m festgelegt.
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Als AufschlieBungserfordernisse werden festgelegt:

e Anbindung an das offentliche StralRen- und Wegenetz (insbesondere an das
hochrangige StralRennetz L333, L333c, B67)

e Innere ErschlieBung (Verkehr und technische Infrastruktur)

e Prifung der, vom StralRenverkehr ausgehenden Liarmbelastung und Ausfih-
rung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmaBnahmen

e Priifung der, von der OBB-Bahntrasse ausgehenden Lirmbelastung und Aus-
fihrung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmafRnahmen

e Prifung der, von den gegenlber liegenden Gewerbebetrieben ausgehenden
Larmbelastung und Ausfihrung von aktiven und/ oder passiven Larmschutz-
malnahmen

Aufgrund des 6ffentlichen Interesses wird festgelegt (Umsetzung im Bebauungsplan):

e Bebauungsplanpflicht gemals § 29 Abs 3 Z 3 StROG 2010

e MaBnahmen zur Férderung der Sanften Mobilitat gemaR § 29 Abs 3 Z 2 StROG
2010 entsprechend den Vorgaben des ,,Smart City Projekt Graz Mitte”

e Einhaltung der Sicherheitsabstinde zur OBB-Bahntrasse gemiR Eisenbahnge-
setz

e Erstellung eines Bodengutachtens mit Sanierungskonzept - Erfordernis der
Bodensanierung bzw. der fachgerechten Deponierung von Aushubmaterial
(entsprechend den Vorgaben des Umweltbundesamtes)

b) Teilbereich B - 6ffentliche Parkanlage:

T.v. Grdste Nr. 1184/1, 1184/2, KG 63104 Lend

Eine bisher als ,Industrie- und Gewerbegebiet 1“, BD 0,2 - 2,5 ausgewiesene Flache
von ca. 0,55 ha 6stlich der Waagner-Biro-Strafde wird in ,Freiland - Sondernutzung
offentliche Parkanlage/ Spielplatz/ Energieversorgungsanlage” geandert.

In West-Ostrichtung wird ein Geh- und Radweg in ungefahrer Lage dargestellt.

Teilbereich C - MITTE/ WEST:
T.v. Grdst Nr. 1184/2, KG 63104 Lend

Eine bisher als ,Industrie- und Gewerbegebiet 1“, BD 0,2 - 2,5 ausgewiesene Fldche
von ca. 0,26 ha wird in ,Industrie- und Gewerbegebiet 1“, BD 0,2 - 2,0 mit zeitlich
nachfolgender Nutzung , Kerngebiet” - AufschlieBungsgebiet, BD 0,5 - 2,0 gedndert.
Als Eintrittszeitpunkt fir die zeitliche nachfolgende Nutzung wird die Aufgabe der be-
trieblichen Nutzung, spatestens jedoch der 01.01.2017 festgelegt.

Als AufschlieBungserfordernisse werden festgelegt:
e Anbindung an das 6ffentliche StralRen- und Wegenetz (insbesondere an das
hochrangige StraBennetz L333, L333c, B67)
e Prifung der, vom StralRenverkehr ausgehenden Liarmbelastung und Ausfih-
rung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmaBnahmen
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Priifung der, von der OBB-Bahntrasse ausgehenden Lirmbelastung und Aus-
fihrung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmafRnahmen

Prifung der, von den gegeniber liegenden Gewerbebetrieben ausgehenden
Larmbelastung und Ausfihrung von aktiven und/ oder passiven Larmschutz-
malnahmen

Aufgrund des 6ffentlichen Interesses wird festgelegt (Umsetzung im Bebauungsplan):

Bebauungsplanpflicht gemal § 29 Abs 3 Z 3 StROG 2010

Malnahmen zur Forderung der Sanften Mobilitat gemal’ § 29 Abs 3 Z 2 StROG
2010 entsprechend den Vorgaben des ,,Smart City Projekt Graz Mitte”
Erstellung eines Bodengutachtens mit Sanierungskonzept - Erfordernis der
Bodensanierung bzw. der fachgerechten Deponierung von Aushubmaterial
(entsprechend den Vorgaben des Umweltbundesamtes)

Gestaltung eines 6ffentlich zugénglichen Platzes gemaRk Rahmenplan

d) Teilbereich D - MITTE:
T.v. Grdst Nr. 1184/2, KG 63104 Lend

Eine bisher als ,Industrie- und Gewerbegebiet 1“, BD 0,2 - 2,5 ausgewiesene Flache
von ca. 0,96 ha ostlich der Waagner-Biro-Strafle wird in ,,Kerngebiet” - Aufschlie-
RBungsgebiet, BD 0,5 - 2,0 gedndert.

Als AufschlieBungserfordernisse werden festgelegt:

Anbindung an das offentliche StraRen- und Wegenetz (insbesondere an das
hochrangige StralRennetz L333, L333c, B67)

Innere ErschlieBung (Verkehr und technische Infrastruktur)

Prifung der, vom StralBenverkehr ausgehenden Larmbelastung und Ausflh-
rung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmaBnahmen

Priifung der, von der OBB-Bahntrasse ausgehenden Lirmbelastung und Aus-
fuhrung von aktiven und/ oder passiven Lairmschutzmafnahmen

Prifung der, von den gegenliber liegenden Gewerbebetrieben ausgehenden
Larmbelastung und Ausfiihrung von aktiven und/ oder passiven Larmschutz-
malknahmen

Aufgrund des offentlichen Interesses wird festgelegt (Umsetzung im Bebauungsplan):

Bebauungsplanpflicht gemal § 29 Abs 3 Z 3 StROG 2010

Malnahmen zur Forderung der Sanften Mobilitat gemal’ § 29 Abs 3 Z 2 StROG
2010 entsprechend den Vorgaben des ,Smart City Projekt Graz Mitte”
Erstellung eines Bodengutachtens mit Sanierungskonzept - Erfordernis der
Bodensanierung bzw. der fachgerechten Deponierung von Aushubmaterial
(entsprechend den Vorgaben des Umweltbundesamtes)



e) Teilbereich E - LIST-HALLE:
T.v. Grdst Nr. 1184/2, KG 63104 Lend

Die bisher als , Industrie- und Gewerbegebiet 1%, BD 0,2 - 2,5 ausgewiesenen Flachen
von ca. 0,75 ha im Bereich der List-Halle werden in ,Industrie- und Gewerbegebiet
1“, BD 0,2 - 2,0 mit zeitlich nachfolgender Nutzung , Kerngebiet” - AufschlieBungsge-
biet, BD 0,5 - 2,0 gedndert. Als Eintrittszeitpunkt fiir die zeitliche nachfolgende Nut-
zung wird die Aufgabe der betrieblichen Nutzung, spatestens jedoch der 01.01.2017
festgelegt.

Im Ostlichen Bereich wird eine Verbindungsflache von ca. 0,07 ha als , Verkehrsfla-
che, liberlagert mit Industrie- und Gewerbegebiet 1 mit zeitlich nachfolgender Nut-
zung Kerngebiet, BD 0,2 — 2,0“ festgelegt. Die von einer Baulandnutzung freizuhal-
tende Lichtraumhohe der Verkehrsflache wird mit mind. 7,5 m festgelegt.

Als AufschlieBungserfordernisse werden festgelegt:

e Anbindung an das offentliche StralRen- und Wegenetz (insbesondere an das
hochrangige StralRennetz L333, L333c, B67)

e Innere ErschlieBung (Verkehr und technische Infrastruktur)

e Prifung der vom StraBenverkehr ausgehenden Liarmbelastung und Ausfih-
rung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmaBnahmen

e Priifung der von der OBB-Bahntrasse ausgehenden Lirmbelastung und Aus-
fihrung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmafRnahmen

Aufgrund des 6ffentlichen Interesses wird festgelegt (Umsetzung im Bebauungsplan):

e Bebauungsplanpflicht gemals § 29 Abs 3 Z 3 StROG 2010

e MaBnahmen zur Férderung der Sanften Mobilitat gemaR § 29 Abs 3 Z 2 StROG
2010 entsprechend den Vorgaben des ,,Smart City Projekt Graz Mitte”

e Einhaltung der Sicherheitsabstinde zur OBB-Bahntrasse gemiR Eisenbahnge-
setz

e Erstellung eines Bodengutachtens mit Sanierungskonzept - Erfordernis der
Bodensanierung bzw. der fachgerechten Deponierung von Aushubmaterial
(entsprechend den Vorgaben des Umweltbundesamtes)

f) Teilbereich F - SUD:
Grdst Nr. 1087/6 sowie T.v. Grdst Nr. 1184/2, KG 63104 Lend

Eine bisher als ,Industrie- und Gewerbegebiet 1“, BD 0,2 - 2,5 ausgewiesene Flache
von ca. 1,15 ha 6stlich der Waagner-Biro-Stralle wird in ,,Kerngebiet” - Aufschlie-
Bungsgebiet, BD 0,5 - 2,0 gedndert.

Als AufschlieBungserfordernisse werden festgelegt:
e Anbindung an das 6ffentliche StralRen- und Wegenetz (insbesondere an das
hochrangige StraBennetz L333, L333c, B67)
e Innere ErschlieBung (Verkehr und technische Infrastruktur)
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e Prifung der vom Strallenverkehr ausgehenden Larmbelastung und Ausfiih-
rung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmaBnahmen

e Priifung der von der OBB-Bahntrasse ausgehenden Lirmbelastung und Aus-
fuhrung von aktiven und/ oder passiven LarmschutzmaRnahmen

Aufgrund des 6ffentlichen Interesses wird festgelegt (Umsetzung im Bebauungsplan):

e Bebauungsplanpflicht gemaR § 29 Abs 3 Z 3 StROG 2010

e Malnahmen zur Férderung der Sanften Mobilitdt gemaR § 29 Abs 3 Z 2 StROG
2010 entsprechend den Vorgaben des ,,Smart City Projekt Graz Mitte”

e Einhaltung der Sicherheitsabstinde zur OBB-Bahntrasse gemiR Eisenbahnge-
setz

e Erstellung eines Bodengutachtens mit Sanierungskonzept - Erfordernis der
Bodensanierung bzw. der fachgerechten Deponierung von Aushubmaterial
(entsprechend den Vorgaben des Umweltbundesamtes)

g) Fir die unter Pkt. a) bis f) angefiihrten kiinftigen AufschlieBungsgebiete wird die
Pflicht zur Erstellung eines Bebauungsplanes verordnet. Sofern eine zeitlich nachfol-
gende Nutzung festgelegt ist, tritt diese Pflicht erst mit dem Eintrittszeitpunkt der
nachfolgenden Nutzung, spatestens jedoch mit 01.01.2017 in Kraft.

h) Verkehrsflachen ostlich der Waagner-Biro-Stral3e
Bisher als , Industrie- und Gewerbegebiet 1“ ausgewiesene Flachen, welche zukiinftig
fur die Abwicklung des flieBenden und ruhenden Verkehrs sowie fiir die Aufschlie-
Bung der Baulandflachen 6stlich der Waagner-Biro-StraRe erforderlich sind, werden
als Verkehrsflache festgelegt.

i) Im Flachenwidmungsplan werden zwei mogliche Varianten der StraBenbahnfiihrung
ersichtlich gemacht.

Der Entwurf zum 3.21 Flichenwidmungsplan 2002 der Landeshauptstadt Graz - 21. Ande-
rung 2013 liegt in der Stadtplanung, Europaplatz 20, VI. Stock, in der Zeit vom

30. Mai 2013 bis 26. Juli 2013-05-03
zur allgemeinen Einsicht auf. Wahrend der Parteienverkehrszeiten, das ist jeweils Dienstag
und Freitag von 8:00 bis 12:00 Uhr, erfolgt in der Stadtplanung eine Auskunfts- und Bera-
tungstatigkeit.

Innerhalb der Auflagefrist konnen Einwendungen schriftlich und begriindet im Stadtpla-
nungsamt, Europaplatz 20, VI. Stock, bekannt gegeben werden.

Der Burgermeister

(Mag. Siegfried Nagl)



	A 14_018683_2013_1 GR Entw
	Bericht an den Gemeinderat

	A14_018683_2013_1  ErlB Entw
	GZ:A 14_018683_2013_1
	X
	X
	X


	A14_018683_2013_1 KU
	KUNDMACHUNG
	a) Teilbereich A - NORD/ OST:
	d) Teilbereich D - MITTE:
	f) Teilbereich F - SÜD:


